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Juhalt. 


Zur Sittenpolizei. 


Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Erläuterung des 8 24 des Preßgeſetzes. Unzuläſſigkeit der Weiterverbreitung 
eines ineriminirten Artikels in der Abſicht denſelben zu widerlegen. 

Rechtsſätze, erſchlöſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Landeseulturangelegenheiten. 

Notizen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


— 


Zur Sittenpolizei 0. 


Unter der Ueberſchrift: „Die Behandlung der Proſtitution im 


Reiche“ iſt uns als Separatabdruck aus der Magdeburger Zeitung eine 


Broſchüre von Julius Duboc zugekommen, welcher damit einen Bei⸗ 
trag zur Kritik der deutſchen Geſetzgebung liefern wollte. In der That, 
wenn ſechzehn deutſche Univerſitäten über Einen Paragraph des Straf⸗ 
geſetzes ihr Rechtsgutachten abzugeben eingeladen werden, ſo muß dieſer 
Paragraph ſehr wichtig oder ſehr dunkel, oder beides zugleich fein. Da | 
nun derſelbe Paragraph, über den die Gelehrten noch bis heute nicht 


mittlung oder durch Gewährung oder Verſchaffung von Gelegenheit der 
Unzucht Vorſchub leiſtet, wird mit Gefäugniß beſtraft“. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der die Beziehungen zur Proſtitution regelnden Paragraphe 
des deutſchen Strafgeſetzes bringt einiges Licht in das bedauerliche 
Dunkel. Sie wurden bekanntlich faſt unverändert aus dem preußiſchen 
ins deutſche St. G. B. herübergenommen. Man ſcheute ſich, der That⸗ 
ſache ſcharf ins Auge zu ſehen und half ſich durch Belaſſung der beſte⸗ 
henden Mangelhaftigkeit über das Schwierige der Lage hinweg. 

Anders der preußiſche Strafgeſetzentwurf vom Jahre 1836, der 
vom allgemeinen Landrechte ausging und eine nicht mißzuverſtehende 
Sprache führte. Im § 513 beſtimmte derſelbe: „Wer ohne ausdrück⸗ 
liche polizeiliche Erlaubniß ein Bordell oder eine zu gleichem Zwecke 
beſtimmte Wirthſchaft oder Auſtalt hält, hat zwei⸗ bis vierjährige Zucht⸗ 
hausſtrafe verwirkt“. Seit dem Ende der dreißiger Jahre brach ſich 
aber die Auffaſſung Bahn, daß es dem chriſtlichen Staate überhaupt 
nicht entſpreche, die Unzucht in irgend welcher Form zu ſanctioniren. 
Die Spitze kehrte ſich zunächſt gegen die Bordelle und zwei Cabinets⸗ 
ordres aus den Jahren 1841 und 1845 ordneten die Aufhebung der 
bis dahin noch immer geduldeten Bordellwirthſchaften an, was freilich 


nicht hinderte, daß dieſelben 1851, als der Nothſtand zu groß gewor⸗ 


den war, in Berlin wieder eingeführt wurden. 
Für die Faſſung des ſpäteren preußiſchen Strafgeſetzentwurfes von 
1843 war in Bezug auf den berührten Gegenſtand eine Allerhöchſte 


Cabinetsordre maßgebend, deren Grundgedanke dahin ging, daß die 


gewerbsmäßige Unzucht überhaupt aufzuhören habe. Die Geſetzgebungs⸗ 


einig werden konnten, auch in unſerem Strafgeſetzentwurfe Aufnahme 
gefunden hat, ſo geht er uns ziemlich nahe, und ſeine Geneſis und 
Bedeutung iſt vollkommen geeignet, unſere Aufmerkſamkeit in Anſpruch 
zu nehmen. 

Duboc nimmt zum Ausgaugspunkte feiner Betrachtung den bekann⸗ 
ten und derzeit bereits beigelegten Conflict zwiſchen der Reichsregierung 
und der Stadt Hamburg wegen Aufhebung der in letzter Stadt befind⸗ 
lichen öffentlichen Häuſer. Der Hamburger Senat hielt nämlich dafür, 
daß die Inhaber polizeilich conceſſionirter Bordelle ſtrafrechtlich nicht 
verfolgt werden können und daß der 8 180 des d. St. G. keine An⸗ 
wendung auf dieſelben finde. Die Gegner dieſer Anſicht wandten ſich 


arbeit gerieth dadurch ins Schwanken. Sie konnte ſich einerſeits dem in 
der erwähnten Cabinetsordre entwickelten Standpunkte wegen der Unmög⸗ 
lichkeit von deſſen Durchführung nicht völlig anbequemen; andererſeits 
durfte ſie ihm aber auch nicht ſchnurſtraks entgegenhandeln. Und ſo 
ſuchte man auf Koſten der früheren Klarheit nach vermittelnden Faſſun⸗ 


gen, deren Reſultat in den SS 146 und 147 des preuß. Strafgeſetz⸗ 


buches vorliegt, die dann unter den 88 180 und 361 ins deutſche 
Strafgeſetzbuch übergingen. Den Inhalt des § 147 (180) haben wir 
bereits oben citirt; 8 146 (361) hingegen beſtraft Weibsperſonen, 
welche den polizeilichen Anordnungen zuwider Unzucht treiben. Bei der 


an ſechzehn Hochſchulen, wovon ſich zwölf gegen und vier für die ham⸗ 
burgiſche Rechtsauffaſſuug ausſprachen. Diefe vier waren: Bonn, Jena, 
Kiel und München. Die Sache kam ſchließlich vor den Bundesrath, der 
im Juni 1876 auf Vortrag des Juſtizausſchuſſes den Hamburger Senat 
erſuchte, wegen Abſchaffung der daſelbſt beſtehenden Bordelle das Geeig⸗ 
nete zu verfügen. Obwohl der auferlegten Zwangsmaßregel principiell 
entgegen, fügte ſich der Senat dem geſtellten Anfinnen. 

Wie verhält es ſich alſo mit dem gedachten $ 180, daß er von 
den höchſten Rechtsinſtanzen ſo verſchiedenartig beurtheilt wurde? Er 
lautet: „Wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz durch ſeine Ver⸗ 


es 
[4 
PER 
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*) Abdruck eines Aufſatzes von F. Gernerth in Nr. 99 des Jahrgang 
1877 der „Oeſterr. Gerichts⸗Zeitung“. 755 
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Nebeneinanderhaltung der beiden Paragraphe ſchien es daher zweifelhaft, 
ob die Kuppelei unbedingt oder mit Ausſchluß der polizeilich geduldeten 
Unzucht ſtrafbar ſei. Auch in den Commiſſionsberathungen tauchte der⸗ 
ſelbe Zweifel auf. Man erwog indeß, daß nach § 146 nur die polizei⸗ 
widrige gewerbsmäßige Unzucht ſtrafbar ſei, und folgerte daraus, daß 
auch nur die polizeiwidrige Bordellwirthſchaft nach $ 147 geftraft wer⸗ 
den könne. Deßhalb bemerkt auch das Münchener Facultätsgutachten, 
daß bei Erlaß des Geſetzes alle Geſetzgebungsfactoren darüber einig 
waren, daß 8 147 (180) auf polizeilich conceſſionirte Bordelle nicht 
anwendbar ſei. f 

Dieſe Rechtsverwirrung äußerte ſich auch in der Praxis. In der 
erſten Zeit nach dem Erſcheinen des preußiſchen Strafgeſetzbuches von 
1851 ſprach ſich die Staatsanwaltſchaſt dahin aus, daß der polizeilich 


1 


conceſſionirte Bordellwirth ſtraflos ſei. Aehnliches enthielt ein Reſcript 
des preußiſchen Juſtizminiſters vom 7. April 1853. Anders entſchied 
dagegen das Obertribunal, dem auch Oppenhof, wenn auch aus anderen 
Gründen, beiſtimmt. An einigen Orten werden von der Polizei Bordelle 
geduldet, während an anderen deren Inhaber gelegentlich verfolgt und 
verurtheilt werden. Der Verfaſſer ſchreibt dieſe ungleiche Handhabung 
des Rechtes hauptſächlich dem Umſtande zu, daß die geſetzgebenden 
Factoren aus „leicht begreiflicher Scheu“ über die heikle Materie mög⸗ 
lichſt raſch und glatt hinweggingen, wodurch die Präciſirung des für 
nothwendig Erachteten verloren ging. Nicht beſſer ging es bei Verfaſſung 
des deutſchen Strafgeſetzbuches. Beide Paragraphe (88 180 und 361) 
wurden bei den Berathungen im norddeutſchen Reichstag nicht beſprochen, 
ſondern in Uebereinſtimmung mit dem Entwurfe angenommen, daher die 
Quelle künftiger Conflicte offen gelaſſen. n 

Werfen wir nach dieſem kurzen hiſtoriſchen Excurſe einen Blick 
auf unſeren in Berathung ſtehenden Entwurf eines Strafgeſetzes, ſo 
finden wir den $ 180 des deutſchen St. G. B. wörtlich in denſelben 
als $ 194 aufgenommen *). Wir haben den Inhalt desſelben, welcher 
die Kuppelei in ihrer gewöhnlichſten Form behandelt, bereits oben an⸗ 
geführt. Der Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes war jedoch ſofort 
darüber einig, daß dieſe Geſetzesbeſtimmung nicht aufrecht erhalten 
bleiben könne. Allerdings iſt aus den Motiven nicht erſichtlich, ob dem 
Ausſchuſſe die Fährlichkeiten und Unzukömmlichkeiten, welche dieſer 
Paragraph bereits im deutſchen Reiche hervorgebracht hatte, bekannt 
waren. Vielmehr hält ſich derſelbe an die heimiſchen Zuſtände und be⸗ 
merkt, daß eine faſt ganz gleiche Beſtimmung des beſtehenden Geſetzes 
täglich zu argen Inconvenienzen und einer höchſt ſchwankenden Judicatur 
führe. Es ſei eine Ungeheuerlichkeit, wenn die Unterſtandgeber ſolcher 
Dirnen beſtraft werden, welche durch Ausſtellung von Geſundheitsbüchern 
zur Betreibung ihres unzüchtigen Gewerbes eine behördliche Licenz 
genießen. So wie die Dirne nur dann beſtraft wird wenn ſie jenen 
polizeilichen Anordnungen zuwider handelt, welche aus Gründen der 
Sanität, der Sicherheit und des öffentlichen Anſtandes erlaſſen werden, 
ſo ſoll auch der Kuppler in der Regel nur dann beſtraft werden, wenn 
er den aus gleichen Gründen erlaſſenen polizeilichen Anordnungen zu⸗ 
wider handelt. 

Aus dieſen Gründen hat der Ausſchuß den vorgeſchlagenen 8 194 
gänzlich eliminirt und als erſten Fall der Kuppelei aufgeſtellt: Wenn 
der Schuldige polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt, welche bezüglich 
der Frauensperſonen, die mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe treiben, 
erlaſſen worden ſind. An dieſen Fall reihen ſich dann unter Abſatz 2, 
3 und 4 die gefährlicheren Arten dieſes Delictes. 

In Erwägung der thatſächlichen Verhältniſſe habe ich denſelben 
Gegenſtand bereits in Nr. 26 des Jahrganges 1877 der Ger.⸗Ztg. 
zur Sprache gebracht, und ſoweit ich unterrichtet bin, judieirt auch der 
hieſige Appellſenat in dem vom Ausſchuſſe angeſtrebten Sinne. Nur 
ſind die Gründe der Freiſprechung nicht gleichmäßig. Nach der einen 
Richtung wird das Gewicht darauf gelegt, daß in Folge der Ausſtellung 
eines Geſundheitsbuches das (polizeilich) Unerlaubte des Schandgewerbes 
wegfällt; in der andern Richtung dagegen wird unter derſelben Voraus⸗ 
ſetzung entſchuldbarer Irrthum im Sinne des $ 2 lit. c St. G. an⸗ 
genommen. 

In der That wird die Frage über Regelung der Proſtitution 
immer dringender. Ohne die Schwierigkeiten ihrer Auflöſung zu ver⸗ 
kennen, ſehen wir in der Ertheilung der Geſundheitsbücher einen erſten 
Schritt, dem ein anderer gleichfalls auf Beſchränkung des Uebels und 
Sicherung der allgemeinen Wohlfahrt gerichteter ſolgen muß. Man höre, 
wie ſich diesfalls die Münchener Facultät ausſpricht: „Indem die Ge⸗ 
ſellſchaft ein beſtehendes Gebrechen als zur Zeit nicht vertilgbar an⸗ 
zuerkennen hat, muß ſie diejenigen Maßregeln treffen, welche demſelben 
am meiſten Gefahren benehmen. Das iſt aber nach dem Urtheile der 
überwiegenden Zahl unterrichteter Männer die Ueberwachung der ge⸗ 
werbsmäßigen Unzucht in den Bordellen. Nur in dieſen kann, wenn 
auch nicht ganz, ſo doch mit großem Erfolge eine ſanitätliche Controle 
durchgeführt werden. Die Gefahr eines öffentlichen Aergerniſſes und 
der ſittlichen Anſteckung iſt ſodann, wenn die Unzucht in abgelegene 
Häuſer zurückgedrängt wird, viel geringer, als wenn die Einzelproſtitution 
alle Stadttheile und ſogar öffentliche Straßen und Wege inficiren darf. 
Und wenn man Bordelle polizeilich geſtattet, ſo kann man die Einzel⸗ 


) Nur der Ausdruck „gewohnheitsmäßig“ iſt ausgelaſſen. 


S 
proſtitution mit all ihren ſchädlichen Anhängen und Wirkungen ganz 
unterſagen.“ 

Aehnlich lauten die Klagen des Miſſionsausſchuſſes mit Bezug 
auf die deutſche Hauptſtadt. „Nach Aufhebung der privilegirten Orte 
der Schande“, ſagt die betreffende Druckſchrift, „wußte ſich dieſe ohne 
Privilegien in der Mitte der arbeitenden Bevölkerung, des Bürger⸗ 
thums, der Ariſtokratie und unter den Augen der Bevölkerung noch 
kecker zu etabliren und bei dem Lohn und den Verführungen, die ihr 
entgegengebracht wurden, in erſchreckendem Umfange zu erweitern. Die 
gegenwärtigen Bordelle unterſcheiden ſich von den früheren nur dadurch, 
daß ſie inmitten des bürgerlichen Verkehrs, unter demſelben Dach und 
Wand an Wand mit dem Familienleben der Bevölkerung ſich befinden 
und von keinem Reglement beläſtigt ſind, ohne daß die Behörde die 
Möglichkeit oder ein Recht hätte, das zu hindern. So iſt es dahin 
gekommen, daß es wenige Straßen in Berlin gibt, auch unter den 
bevorzugten wenige, die nicht von den Domicilen der Proſtituirten durch⸗ 
niſtet wären“. 

Nach alledem, mag man ſich für die unter Geſundheitscontrole 
geſtellte Einzelproſtitution entſcheiden, oder in conceſſionirten Bordellen 
das kleinere Uebel erblicken, liegt der Schwerpunkt für die Löſung der 
Proſtitutionsfrage, oder richtiger geſagt, für die Beſchränkung und die 
mindeſt ſchädliche Art der Ausübung des Unzuchtsgewerbes in polizei⸗ 
lichen Maßnahmen, und das Strafgeſetz ſcheint mir ganz Recht daran zu 
thun, wenn es ſich in ſeinen Androhungen auf die Außeracht— 
laſſung oder Ueberſchreitung der diesſalls getroffenen An⸗ 
ordnungen beſchränkt. Allerdings dürfen ſich dieſe dann nicht auf das 
Verhalten der Proſtituirten allein beſchränken, ſondern haben auch deren 
Aufenthaltsgeber ins Auge zu faſſen. 

Soll daher nicht die Anomalie fortbeſtehen, daß erſtere unter 
gewiſſen Vorausſetzungen geduldet, letztere aber ohne Rückſicht darauf 
ſtraffällig werden, jo kann der 8 194 des Regierungsentwurſfes in feiner 
derzeitigen allgemeinen Faſſung nicht fortbeſtehen. Anderſeits wird auch 
5 dem Ausſchuſſe vorgeſchlagene Paragraph kaum als erſchöpfend 
betrachtet werden können. Denn einmal läßt er eine Reihe von Kuppelei⸗ 
fällen unberührt, dann aber ſpricht er nur von polizeilichen Anordnungen, 
K gegen die Proſtituirten ſelbſt erlaſſen worden ſind. Vielmehr 
| wäre unter Beachtung des $ 512 des derzeitigen Strafgeſetzes zu ſagen 
geweſen: Wegen Kuppelei wird beſtraft, wer Schanddirnen zur Betrei⸗ 
bung ihres Gewerbes bei ſich einen ordentlichen Aufenhalt oder ſonſt 
Gelegenheit gibt und hiebei polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt. 
Die lit. b des $ 512 St. G. hat ohnehin mit einer Modification 
im § 192 Abſatz 2 des Ausſchußantrages Aufnahme gefunden. Bleibt 
daher noch lit. e des 8 512 St. G. zu erledigen, welche diejenigen 
ſtraft, welche ſich ſonſt als Unterhändler in unerlaubten Verſtändniſſen 
dieſer Art gebrauchen laſſen. Es wäre daher als dritter Fall der 8 194 
des Regierungsentwurfes einzuſchalten, der dann zur Herſtellung des 
Zuſammenhanges mit den erſten zwei Abſätzen zu lauten hätte: Wer 
fonft aus Eigennutz, durch feine Vermittlung ꝛe. wie im § 194 des 
Regierungsentwurfes. Jedenfalls ſcheint es mir zur Erſchöpfung des 
Gegenſtandes unerläßlich, eine Combination beider Texte eintreten zu 
laſſen, weßhalb ich es nicht für überflüſſig erachte, die Angelegenheit 
zur weiteren Erwägung der entſcheidenden Factoren hier zur Sprache 
zu bringen. 


| 


| 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Erläuterung des $ eu des Preßgeſetzes. Unzuläſſigkeit der 
Weiterverbreitung eines incriminirten Artikels in der Abſicht 
denſelben zu widerlegen. 


Die Feldkircher Zeitung veröffentlichte am 31. März v. J. einen 
Feuilletonartikel „Zur Geſchichte der Ohrenbeichte“, in deſſen Inhalte 
das Preßgericht den Thatbeſtand des Vergehens der Beleidigung einer 

geſetzlich anerkannten Kirche nach § 303 St. G. erkannte. In Folge 
dieſes Erkenntniſſes wurde das Verbot der Weiterverbreitung ausgeſprochen 
und gehörig kundgemacht. Am 10. April brachte jedoch das „Vorarl⸗ 
berger Volksblatt“ einen Artikel mit der Ueberſchrift: „Oſterfeier der 
Feldkircher⸗Zeitung“, welcher gerade die weſentlichſten Stellen des oben 
erwähnten Feuilletonartikels der Feldkircher Zeitung wörtlich wiedergab. 


Die Staatsanwaltſchaft klagte daher die verantwortlichen Redacteure des 
Vorarlberger Volksblattes G. und P. an, das im $ 24 des Preßgeſetzes 
vom 17. December 1862 bezeichnete Vergehen begangen zu haben. Von 
dem k. k. Kreisgerichte Feldkirch als Preßgericht wurde jedoch am 
24. Mai ein freiſprechendes Erkenntniß gefällt. Die Staatsanwaltſchaft 
ergriff dagegen die Nichtigkeitsbeſchwerde, geſtützt auf 8 281, 3. 9 
lit. a St. P. O., in welcher fie mit Berufung auf den Wortlaut des 
8 24 des Preßgeſetzes die Aufhebung des obigen Erkenntniſſes und die 
Verurtheilung der beſchuldigten Redacteure verlangte. 

Bei der öffentlichen Verhandlung, welche hierüber bei dem k. k. 
Caſſationshofe am 28. September v. J. abgehalten wurde, trat der 
Generalprocurator Dr. v. Liszt für die Nichtigkeitsbeſchwerde ein: 

Das Geſetz ſtraft die Weiterverbreitung einer mit dem Verbote 
belegten Druckſchrift als Vergehen, ohne zu unterſcheiden, in welcher 
Form oder in welcher Abſicht die Weiterverbreitung geſchieht. Der Inhalt 
der Druckſchrift iſt eben durch den Ausſpruch des Preßgerichtes als 
ſtrafbar erklärt worden und aus dieſem Grunde ſoll derſelbe keine weitere 
Verbreitung finden. Das gerichtliche Verbot muß für jeden Staatsbürger 
den Grenzſtein bilden, über welchen er nicht eigenmächtig hinwegſchreiten 
darf. — Das Erkenntnißgericht begründet die Freiſprechung der An⸗ 
geklagten mit dem Satze: „Die Abſicht des Geſetzgebers geht im § 24 
P. G. dahin, der Schädlichkeit des Eindruckes vorzubeugen, den der 
Inhalt des verbotenen Artikels durch die Weiterverbreitung hervorbringen 
könnte. Wenn aber die Weiterverbreitung gerade der Schädlichkeit des 
Eindruckes (durch Berichtigung, Widerlegung) entgegenwirkt, dann kann 
ſie nicht ſtrafbar ſein, weil ſie die Abſicht des Geſetzgebers vielmehr er⸗ 
reichen hilft. Das Vorarlberger Volksblatt hat durch die Anführung 
paſſender geſchichtlicher Daten und Eitate aus der heil. Schrift die ein⸗ 
zelnen Stellen des verbotenen Artikels zu widerlegen, deren Eindruck 
aufzuheben und abzuſchwächen geſucht. Es erſcheint daher die Weiter⸗ 
verbreitung um ſo weniger ſtrafbar, als der Inhalt des verbotenen 
Artikels ohnehin ſchon allgemein bekannt war.“ Dieſe Argumentation 
ſtimmt weder mit dem Wortlaute noch mit dem Geiſte des Geſetzes über⸗ 
ein; nicht mit dem Wortlaute, weil im $ 24 P. G. überhaupt von der 
Abſicht des Weiterverbreitens oder gar von deſſen beſonderer Abſicht, 
dem Zwecke der Geſetzgebung Vorſchub zu leiſten, nicht die Rede iſt; 
der Geſetzgeber ſetzt im 8 24 P. G. nur voraus, daß das Verbot der 
Weiterverbreitung gehörig kundgemacht worden, und daß deſſenungeachtet 
die Weiterverbreitung geſchehen ſei; nicht mit dem Geiſte des Geſetzes, 
weil der Geſetzgeber, welcher die Weiterverbreitung des anerkannt Straf⸗ 
baren zu verhindern beſtrebt, doch nicht in demſelben Augenblicke die 
Weiterverbreitung wieder zugeben kann und zwar unter einer völlig 
uncontrolirbaren Vorausſetzung. In wie vielen Fällen würde man in 
der That unter der Maske einer Berichtigung dahin gelangen, zum 
offenbaren Nachtheil der Ordnung und Sicherheit ſtrafbare Druckſchriften 
weiter zu verbreiten! Jedermann weiß, daß es einem gewandten Schrift⸗ 
ſteller wenig Mühe koſten würde, unter der Form einer ſcheinbaren 
Widerlegung den gefährlichen oder ſchädlichen Inhalt eines verbotenen 
Artikels den Leſern neuerdings vorzuführen, das Gift, welches darin 
liegt, die Fackel der Zwietracht, welche darin geſchwungen wird, in 
weitere Kreiſe zu tragen. Einem ſolchen Treiben kann das Geſetz keine 
offene Straße gewähren, weil ſonſt die Ordnung im Staate ſchutzlos 
preisgegeben wäre. 

Der k. k. Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 28. Sep⸗ 
tember 1877, Z. 8892: der Nichtigkeitsbeſchwerde der k. k. Staats⸗ 
anwaltſchaft wird ſtattgegeben, das Urtheil des k. k. Kreisgerichtes 
in Feldkirch vom 24. Mai 1877, Z. 991, wird behoben, Michael G. 
und Georg P. werden des Vergehens des § 24 des Preßgeſetzes vom 
17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 pro 1863 ſchuldig erkannt 
und hiefür nach dem §8 25 P. G. vom 17. December 1862 unter 
Anwendung des § 266 St. G. jeder von ihnen zu einer Geldſtrafe 
per 10 fl. eventuell 2 Tagen Arreſt verurtheilt. — Gründe: 

„Das Geſetz fordert zur Begründung des Vergehens des 8 24 
P. G. keine beſondere böſe Abſicht, ſondern mit der Weiterverbreitung 


einer nur durch gerichtliches Erkenntniß verbotenen Druckſchrift nach 


gehöriger Kundmachung des Verbotes iſt bereits der Thatbeſtand der 
gedachten ſtrafbaren Handlung gegeben. Ob dieſe Weiterverbreitung nur 
zur Widerlegung der in der verbotenen Druckſchrift ausgeſprechenen 
Anſicht erfolgte, mag wohl für die Strafbemeſſung ein einflußreiches 
Moment bilden, vermag aber die Strafbarkeit nicht zu beheben. Denn 
durch das Verbot der Druckſchrift wird eben ihrer Weiterverbreitung 
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Einhalt gethan, um die ſchädlichen Wirkungen derſelben zu verhindern, 
und es iſt nicht die nothwendige Folge, daß eine mit der Wiedergabe 
der incriminirten Stellen verknüpfte Widerlegung auch auf alle Leſer 
und unbedingt die nachtheiligen Einflüſſe behebe, welche aus dem Ein⸗ 
drucke der verbotenen Schrift befürchtet werden. — Zudem würde aber 
dadurch der Umgehung des Verbotes der Weiterverbreitung Thür und 
Thor geöffnet und zugleich müßte erſt von Fall zu Fall beurtheilt 
werden, ob die Widerlegung wirklich an und für ſich geeignet erſcheint, 
die gleichzeitige Mittheilung der verbotenen Stellen zu paralyſiren, es 
würden in die Beurtheilung des gedachten Vergehens Erörterungen 
einbezogen werden, die dem Geiſte des Geſetzes völlig ferne liegen. 
Eben ſo wenig vermag aber auch der Umſtand auf die Strafbarkeit 
einen Einfluß zu haben, daß die Feldkircher Zeitung, in welcher der 
verbotene Artikel erſchienen war, nicht mit Beſchlag belegt wurde, 
ſondern daß das Verbot erſt ſpäter erfolgte, ſo daß der fragliche 
Artikel bereits volle Publicität erlangt hatte und die Reproduction im 
Volksblatte, wie der Gerichtshof meint, gar nicht als eine Weiterver⸗ 
breitung angeſehen werden kann, da die zu dieſer Annahme nothwendige 
Vorausſetzung, daß auch alle Leſer des Volksblattes bereits den Artikel 
in der Feldkircher Zeitung laſen, jeder Begründung entbehrt ...“ 


fi 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Gewerbefreiheit und Waſſerbenützung. 

Das Waſſerrechtsgeſetz berechtigt nicht, den Werksbeſitzern bei Er⸗ 
theilung von Waſſerbenützungsrechten oder der Bewilligung zu Waſſer⸗ 
bauten, Bedingungen aufzulegen, welche mit den Grundſätzen der Ge⸗ 
werbefreiheit im Widerſpruch ſtehen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 24. Februar 1877, Z. 15.015. 


Strafrecht der Gemeinden in Waſſerſachen. 


Bei Befangenheit des Gemeindevorſtandes iſt die politiſche Be⸗ 
zirksbehörde berechtigt, die Ausübung des Strafrechtes, welches der 
Gemeindevorſtehung im übertragenen Wirkungskreiſe zuſteht, wie bei Feld⸗ 
freveln, Waſſerrechtsangelegenheiten u. dergl. an ſich zu ziehen. 

Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 8. März 1877, Z. 849. 

Erforderniſſe der Expropriationsgeſuche in Waſſerſachen. 

Die Beſtimmungen über die Erforderniſſe der Geſuche um Verleihung 
von Waſſerbenützungsrechten finden auch Anwendung auf Geſuche um 
eine Expropriation von Waſſerbenützungsrechten zur Deckung des Waſſer⸗ 
bedarfes für Ortſchaften oder Gemeinden, oder um Erwerbung eines 
Waſſerüberſchuſſes, eine Waſſertheilung u. dergl. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 8. März 1877, 8. 1402. 


Beſitzſtörungsſtreitigkeiten in Waſſerrechtsſachen. 


Die Verwaltungsbehörden haben, wenn bei Streitigkeiten über 
die Theilnahme am Waſſer ihre Entſcheidung nach dem Waſſerrechts⸗ 
geſetze in Anſpruch genommen wird, ſich nicht auf die Erhebung des 
letzten ſactiſchen Beſitzſtandes zu beſchränken, ſondern die erhobenen 
Anſprüche auf die Waſſerbenutzung mit Rückſicht auf die nach den Normen 
des Adminiſtrativverfahrens zu erhebenden Beweismittel klarzuſtellen und 
hierüber nach den Normen des Waſſerrechtsgeſetzes (8 93 Tirol) die 
Theilnahme am Waſſer zu regeln. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 29. März 1877, 8. 1462. 


Notizen. 


(Beſtimmung en über die dienſtliche Stellung und den Wir⸗ 
kungskreis der k. k. Landesculturinſpectoren.) Das k. k. Ackerbau⸗ 
miniſterium hat mit Verordnung vom 1. November 1877, 3. 1144 / A. M. nach⸗ 
| ftehende Beſtimmungen erlaſſen: 

8 1. Die Landesculturinſpectoren find Organe des Ackerbauminiſteriums 
und werden nach dem Ermeſſen des Miniſters entweder ber dieſer Centralbehörde 


ſelbſt, oder am Sitze einer politiſchen Landesſtelle für eine ihnen zur Inſpicirung 
zugewieſene Ländergruppe verwendet. — Im letzteren Falle werden ſie in dienſt⸗ 
licher und disciplinärer Beziehung dem Landeschef ihres Amtsſitzes unterſtellt. — 
Die Landesculturinſpectoren find in die VII. Rangselaſſe der Staatsbeamten 
eingereiht, und als ſolche den beſtehenden allgemeinen Dienſtesvorſchriften 
unterworfen. — Ihre beſonderen Dienſtesverpflichtungen werden durch dieſe In⸗ 
ſtruction normirt. 8 2. Dem Landesculturinſpector obliegt die Wahrnehmung 
aller landwirthſchaftlichen Verhältniſſe und der Bedingungen zur Förderung der 
Bodencultur behufs Information des Ackerbauminiſteriums. — Zu dieſem Zwecke 
hat er Bereiſungen in der ihm zugewieſenen Ländergruppe vorzunehmen, und 
zwar a) regelmäßige Informationsreiſen nach einem von ihm zu entwerfenden, 
vom Ackerbauminiſter zu genehmigenden Progamme, b) mit fallweiſer Genehmi⸗ 
gung des Ackerbauminiſters beſondere Reiſen, inſoſern ſich Aufgaben ergeben, 
welche nicht bei der regelmäßigen Informationsreiſe erfüllt werden können. — 
Sowohl von den regelmäßigen Reiſeprogrammen als von beſonderen Exmittirungen 
wird ſeitens des Ackerbauminiſteriums den betreffenden Landeschefs Mittheilung 
gemacht werden. $ 3. Dem Landesculturinfpector obliegt ferner: a) die Theil⸗ 
nahme an den Verhandlungen der mit dem Ackerbauminiſterium in unmittelbarer 
Verbindung ſtehenden landwirthſchaftlichen Vereine in Betreff der Subventionen 
und Prämien zum Zwecke einer den beſtehenden Normen und den Abſichten der 
Regierung entſprechenden Vertheilung und Verwendung der hiezu bewilligten 
ſtaatlichen Mittel, b) die Controle über die Verwendung der ſtaatlichen Sub⸗ 
ventionen und Prämien, ſowie Wahrnehmung der durch dieſelben erzielten Er⸗ 
folge. — Zu dieſem Ende iſt der Landesculturinſpector berechtigt, von den ſub⸗ 
ventionirten landwirthſchaftlichen Vereinen die zur Beurtheilung der Vertheilung 
und Verwendung der Subventionen erforderlichen Aufklärungen einzuholen, wie 
auch den betreſſenden Sitzungen der erwähnten Vereine über deren Einladung 
beizuwohnen. § 4. Der Landesculturinſpector hat in jenen Fällen, in welchen 
ſich das Ackerbauminiſterium eine Einflußnahme auf die Ausführung von Melio⸗ 
rationen vorbehalten hat, dieſe Einflußnahme nach den hierüber erhaltenen 
beſonderen Weiſungen auszuüben. § 5. Dem Landesculturinſpector obliegt die 
Wahrnehmung der Wirkſamkeit der landwirthſchaftlichen Wanderlehrer. — Dem 
Ackerbauminiſterium bleibt es vorbehalten, den Landesculturinſpector mit der 
Inſpicirung der vom Staate erhaltenen oder ſubventionirten landwirthſchaſtlichen 
Lehranſtalten zu betrauen, wobei der Landesculturinſpector nach den jeweilig 
erhaltenen Weiſungen vorzugehen hat. § 6. Der Landesculturinſpector hat ſich an 
den Erhebungen und Arbeiten der Agrarſtatiſtik nach den ihm hierüber zu⸗ 
kommenden Specialweiſungen zu betheiligen. $ 7. Der Landesculturinſpector hat 
ſeine Aufmerkſamkeit dem Vollzuge der Agrargeſetze zuzuwenden und je nach den 
Umſtänden des Einzelnfalles ſeine Wahrnehmungen der politiſchen Behörde oder 
dem Ackerbauminiſterium mitzutheilen. 8 8. Ueber jede einzelne zur Information 
des Ackerbauminiſteriums vorgenommene Reiſe hat der Landesculturinſpector 
dem Ackerbauminiſterium eine ſchriftliche Relation zu erſtatten. — Außerdem hat er 
alljährlich, längſtens bis Ende März, einen Geſammtbericht über die in der ihm 
zugewieſenen Ländergruppe im Vorjahre beſtandenen landwirthſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe und ſpeciell über die Erfolge der Subventionen in einer zur Aufnahme 
in den Thätigkeitsbericht des Ackerbauminiſteriums entfprechenden Form und 
Ausdehnung zu erſtatten. 8 9. Der Landesculturinſpector hat das Recht, dem 
Ackerbauminiſterium Anträge in allen Angelegenheiten, welche eine Hebung und 
Förderung der Bodeneultur betreffen, zu ſtellen. — Inſofern er ſich zu ſolchen 
Anträgen anläßlich der nach $ 3 a vorgenommenen Informationsreiſe beſtimmt 
findet, hat er dieſe Anträge nicht mit der Reiſerelation (8 8) zu verbinden, 
ſondern dieſelben in befonderen, nach Gegenſtänden getrennten Berichten zu ſtellen 
und zu begründen. § 10. Der Landesculturinſpector hat jene Angelegenheiten zu 
begutachten, die ihm zu dieſem Zwecke vom Ackerbauminiſterium oder von den 
Landeschefs der in ſeine Inſpectionsgruppe fallenden Verwaltungsgebiete zu⸗ 
gewieſen werden. — Die Landeschefs ſind berechtigt, ſich der Mitwirkung des 
Landesculturinſpectors in allen in ſein Fach einſchlagenden Angelegenheiten ihres 
Verwaltungsgebietes zu bedienen, und ſelbe, falls in ihrem Amtsſitze ein Landes⸗ 
culturinſpector beſtellt ift, unmittelbar, ſonſt aber im ſchriſtlichen Requiſitionswege 
bei dem betreffenden Landeschef oder bei dem Ackerbauminiſterium anzuſprechen. 
8 11. Es bleibt dem Ackerbauminiſter vorbehalten, dem Landesculturinſpector 
auch andere, als die in den vorſtehenden Paragraphen behandelten Anfgaben 
auf dem Gebiete der Landescultur zuzuweiſen und ihn insbeſondere als Vertreter 
des Ackerbauminiſteriums zu Verhandlungen bei anderen Behörden und Körper⸗ 
ſchaften zu entſenden. 8 12. Die am Sitze einer politiſchen Landesbehörde be⸗ 
ſtellten Landesculturinſpectoren haben ihre Berichte an das Ackerbauminiſterium 
im Wege des betreffenden Landeschefs zu erſtatten, welcher dieſelben mit ſeiner 
Vidirung verſehen oder die ihm geeignet erſcheinenden Bemerkungen beifügen 
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wird. § 13. Die Koſten der Bereiſungen nach §2 a hat der Landeseulturinſpector 
aus ſeinem Reiſepauſchale zu beſtreiten, für die Reiſen nach $ 2 b gebührt ihm 
die normalmäßige Vergütung. 


(Disciplinarbehandlung der Functionäre der k. k. Staats⸗ 
Aichämter.) Darüber wurde mit Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums v. 28. Sept. 
1876, Z. 29.697, an ſämmtliche Landesbehörden Folgendes hinausgegeben: 

„Anläßlich einer vorgekommenen Anfrage, betreffend die Ausübung der 
Disciplinargewalt über die bei den k. k. Staats⸗Aichämtern angeſtellten Functionäre 
finde ich im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des Innern der k. k. ꝛc. 
Nachſtehendes zu eröffnen. 

Der 8 3 des Geſetzes vom 31. März 1875, R. G. Bl. Nr. 43, ordnet 
ausdrücklich an, daß die k. k. Aichinſpectoren dem Landeschef, beziehungsweiſe 
dem Handelsminiſter unterſtehen, und es ſteht daher auf Grund dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung die Disciplinarbehandlung der Aichinſpectoren nach der kai. Ver⸗ 
ordnung vom 10. März 1860, R. G. Bl. Nr. 64, über die Disciplinarbehandlung 
der k. k. Beamten und Diener der politiſchen Landesbehörde zu. 

In Betreff der Aichmeiſter und Aichmeiſtergehilfen, welche nach 8 13 der 
Miniſterialverordnung vom 3. April 1875, R. G. Bl. Nr. 45, über Vorſchlag 
des Aichinſpectors durch den Landeschef ernannt werden, iſt zu bemerken, daß, 
nachdem in die Dienſtverträge, welche mit dieſen Functionären abgeſchloſſen werden, 
die Beſtimmung aufgenommen wird, daß ſie für die Dauer ihres Vertrages den 
für Staatsbeantte im Allgemeinen beſtehenden Dienſtvorſchriften unterliegen, und 
ſonach die Anwendung der vorbezogenen kaiſ. Verordnung vom 10. März 1860 
auf dieſelben angenommen werden muß, eine weitere Verfügung bezüglich dieſer 
Functionäre nicht mehr geboten erſcheint. Es iſt jedoch bei einem ſtattfindenden 
Disciplinarverfahren ſtets der Aichinſpector beizuziehen. Auch erſcheint es räthlich, die 
Aichinſpectoren von Seite der k. k. ꝛc. auf die hinſichtlich der Aichmeiſter und 
Aichmeiſtergehilfen beſtehenden Disciplinarbeſtimmungen aufmerkſam zu machen. 

Die Aichamts⸗Vorſtände eventuell auch Rechnungsführer bei den nicht am 
Sitze der Aichinſpectoren befindlichen Aichämtern werden ohne weitere Ingerenz 
vom Landeschef beſtellt, und können daher, ſoferne ſie als Staatsbeamte zu be⸗ 
trachten ſind, nur nach den allgemeinen Disciplinarvorſchriften unter Intervention 
ihrer unmittelbaren Vorgeſetzten in dem Dienſtzweige, welchem ſie organiſch ein⸗ 
verleibt ſind, behandelt werden.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Hofrath der Statthalterei in Steiermark Franz 
Ritter Kallina v. Urban ow zum Landespräſidenten im Herzogthum Krain ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem im zeitlichen Ruheſtande befindlichen Landes⸗ 
präſidenten Franz Frh. Myr bach v. Rheinfeld die erledigte Hofrathsſtelle 
bei der Grazer Statthalterei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die erledigte Ordensgreffierſtelle des militäriſchen 
Maria⸗Thereſien⸗ Ordens dem Ordenskanzliſten Regierungsrathe Dominik 
Protiwensky v. Lhotkaberg und die dadurch erledigte Ordenskanzliſten⸗ 
ſtelle dem Vorſtande der politiſchen Expeditionen im Miniſterium des Aeußern 
Regierungsrathe Adolf Ritter v. Aſcher verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Theodor Altwirth zum 
Statthaltereirath bei der o.⸗ö. Statthalterei ernannt. £ 

Der Minifter des Innern hat den Rechnungsofficial Franz Zitny zum 
Rechnung srathe bei der Landesregierung in Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Betriebs⸗Oberfactor der k. k. Hof⸗ und Staats⸗ 
druckerei Raimund Lauter zum techniſchen Inſpector in derſelben und den 
Betriebsfactor Johann Göbl zum Betriebs⸗Oberfactor ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Oberamtsofficial Philipp Eichinger 
zum Zoll⸗Oberamtscontrolor bei dem Wiener Hauptzollamte ernannt. 


Erledigungen. 

Primararztesſtelle im k. k. Krankenhauſe „Rudolph⸗Stiftung“ mit der 
ſiebenten Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 49.) 

Rechnungsrevidentenſtelle bei der k. k. nied.⸗öſterr. Statthalterei in der 
neunten Rangsclaſſe, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 50.) 

Oekonomiſche Referentenſtelle bei der nied.⸗öſterr Grundſteuer⸗Landes⸗ 
commiſſion mit 4 fl. Taggeld, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 52.) 

Verwaltersſtelle im Lagerhauſe der Stadt Wien mit 4000 fl. Jahres⸗ 
gehalt und 30 pCt. Quartiergeld nebſt Wagenpauſchale von 300 fl., bis Ende 
März. (Amtsbl. Nr. 53.) 


Hierzu als Beilage ein Proſpect der Manz'ſchen k. k. Hof⸗ 
Verlags⸗ und Univerſitäts buchhandlung. Das auf demſelben 


genannte Buch iſt durch die Buchhandlung Moritz Perles, Wien, 
Bauernmarkt 11, zu beziehen. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


